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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

Die Unternehmerverbédnde forderten die politischen Instanzen wiederholt zu einer
raschen Realisierung der in Aussicht genommenen Reformen auf. Die Linke hingegen
zeigte sich in vielen Bereichen - allerdings nicht beim Kartellrecht - skeptisch,
beflirchtet sie doch von dem auch mit dem Schlagwort Deregulierung bezeichneten
Prozess einen Abbau von sozialen Rechten und Schutzmassnahmen fir die
Arbeitnehmer. '

Konjunkturlage- und politik

Lors de la conférence annuelle de Swissmem, Hans Hess, président de cette
association de l'industrie des machines, des équipements électriques et des métaux
suisses, a affirmé qu'étant donné le franc fort le secteur de I'industrie et du commerce
était incapable d'effectuer des investissements pourtant nécessaires pour leur futur.
Ainsi, les PME helvétiques peinent & se financer. Cette situation est problématique,
selon lui, car la structure de I'économie helvétique repose sur ces petites et moyennes
entreprises. Il estime que les répercussions a long-terme pourraient étre grave. ?

Fin janvier 2020, la Fédération de I'industrie horlogere Suisse (FH) a publié les chiffres
des exportations de I'horlogerie en 2019. Si la Suisse a vendu pour CHF 20.5 milliards a
I'étranger (+2.6 %), la baisse des volumes de vente est venue ternir ce tableau. En effet,
cela ne représente «que» 20.6 millions de montre, donc une baisse record de 13.1 pour
cent. D'un coté, il s'agit d'un volume de vente inférieur a I'année 2009, pourtant
marquée par la crise économique et financiére. D'un autre c6té, cela confirme le virage
de I'industrie horlogére helvétique vers les montres de luxes.

Apres la publication de ces chiffres, la crise du Covid-19 a continué d'aggraver la
situation. La fermeture des sites de production en mars 2020 et I'arrét de I'économie
mondiale ont mis en difficulté le secteur de I'horlogerie. Les experts ont prédit une
baisse de 25 pour cent des exportations en 2020. Les premiers chiffres du mois de
mars ont confirmé ces prédictions avec une chute de 21.9 pour cent des ventes, ce qui
représente une baisse de 43.1 pour cent en volume.

Finalement, la crise du Covid-19 a également empéché la tenue de Baselworld. Cette
annulation a mis en lumiére des conflits latents entre les acteurs de la branche. *

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Das Projekt eines Flughafens bei Bern erlitt einen Riickschlag. Die bernische Regierung
beantragte im Januar dem Grossen Rat, an dem von ihr bevorzugten Standort
Rosshausern vorsorglich Land zu erwerben und unter Beteiligung der Stadt eine
Amtsstelle flur die Abklarung der Flugplatzfragen zu schaffen. Als sich aber im April in
der vorberatenden Grossratskommission starke Opposition gegen eine Festlegung auf
das Rosshdusern-Projekt meldete - und auch bekannt wurde, dass sich bei einer
Umfrage des kantonalen Handels- und Industrievereins eine Mehrheit gegen den Bau
eines neuen Flugplatzes ergeben hatte - zog die Regierung ihren Antrag zurlick und
verschob die Behandlung der Angelegenheit auf 1968, um bis dahin die Frage des
Luftanschlusses der Region Bern noch einmal von Grund auf zu Uberprifen. Die
Méglichkeit eines weiteren Ausbaus des bisherigen Flugplatzes Belpmoos wurde vom
Eidg. Luftamt im September abgelehnt.

Ablehnende Mehrheiten in der weiteren Umgebung von Bern bei einer
Volksabstimmung Uber die Aufnahme von Anleihen wurden als Ausdruck der
flugplatzfeindlichen 6ffentlichen Meinung gedeutet. *
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Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Industrie, Handel und Unternehmer

Zum Nachfolger von Nationalrat Reich (fdp, ZH), der im Vorjahr seinen Ricktritt als
Direktor der Wirtschaftsforderung (wf) auf Ende 1990 bekanntgegeben hatte, wurde
Matthias Kummer gewahlt. An der Mitgliederversammlung wurde bekanntgegeben, dass
die wf nicht beabsichtige, sich in eine aggressive Propagandaorganisation zu
verwandeln, wie dies von Nationalrat Blocher (svp, ZH) und anderen Unternehmern
verlangt worden war. °

Zwischen dem Dachverband Economiesuisse und zwei seiner Mitgliederorganisationen
kam es im Berichtsjahr zu offenen Problemen. Sowohl der von Nationalrat Schneider-
Ammann (fdp, BE) présidierte Verband der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie
(Swissmem) als auch der von Nationalrat Messmer (fdp, TG) présidierte
Baumeisterverband gaben bekannt, dass sie einen Austritt aus dem Dachverband
Uberprifen wirden. Swissmem reichte Ende Mai die vorsorgliche Kindigung der
Verbandsmitgliedschaft auf Jahresende ein, raumte aber ein, dass er diese bei einer
angemessenen Reduktion der Verbandsbeitrége wieder zurlick ziehen koénnte. Die
Delegiertenversammlung der Bauunternehmer erméchtigte die Verbandsleitung
ebenfalls, aus der Economiesuisse auszutreten und nur noch dem Gewerbeverband und
der Arbeitgeberorganisation anzugehdren. Dabei wurde deutlich, dass es beiden
Organisationen nicht nur um die als zu hoch kritisierten Verbandsbeitréage ging,
sondern der Konflikt auch politische Hintergrinde hatte. Die Baumeister fuhrten den
Gegensatz zwischen binnenorientierter Wirtschaft und den in einem internationalen
Umfeld tatigen Unternehmen ins Feld. Swissmem monierte Interessengegensatze
zwischen der Pharmaindustrie und der Maschinenindustrie im Bereich der
Parallelimporte und die unterschiedlichen Interessen der Exportwirtschaft und der
Banken in der Wahrungspolitik. Aber auch die hohen Managerléhne in der
Pharmabranche und bei den Grossbanken war fir Swissmem Anlass flur Kritik, da mit
dieser Diskussion das Ansehen der Unternehmen insgesamt in Mitleidenschaft gezogen
wlrde. Wahrend der Prasident von Economiesuisse, Ueli Forster, fur die politischen
Argumente der Baumeister einiges Verstandnis aufbrachte, wies er diejenigen von
Swissmem als unbegrindet zurlck. Die bei Economiesuisse eingeleiteten
Sparanstrengungen und Strukturreformen sowie die in Aussicht gestellte
Strategiediskussion bewogen Swissmem und die Baumeister, kurz vor dem Amtsantritt
des neuen Prasidenten Buhrer die Austrittdrohung zurlick zu nehmen. Als Eckpunkt der
neuen Strategie fur Economiesuisse nannte Buihrer die Konzentration der
Verbandspolitik auf acht Kernthemen. ®

Der Konflikt, der im Vorjahr  zwischen Economiesuisse und seinen
Mitgliederorganisationen Swissmem und Baumeisterverband offen ausgebrochen war,
konnte im Berichtsjahr beigelegt werden. Die durchgefihrten Spartbungen bei
Economiesuisse und auch die verstarkte Berlcksichtigung der Anliegen der Industrie
hatten zur Beruhigung beigetragen und Swissmem veranlasst, die im Vorjahr angedrohte
Kindigung der Mitgliedschaft definitiv zurtick zu ziehen. ’

Als Ersatz fur den in den Bundesrat gewéhlten Johann Schneider-Ammann wurde der
vormalige Vizeprasident Hans Hess Prasident des Branchenverbandes Maschinen-,
Elektro- und Metallindustrie (Swissmem). Hess will sich insbesondere der Wechselkurs-
und Rohstofffrage widmen. ®

Der Verband der Chemie- und Pharmaindustrie SGCI &nderte seinen Namen in
Scienceindustries und will aus dem Schatten von Economiesuisse hinaustreten.
Scienceindustries vertritt Uber 250 Firmen, darunter Novartis, Roche und Syngenta. Der
Verband ist gegen einen Uberstirzten Ausstieg aus der Kernenergie. Als besonders
wichtig wird das Energieabkommen der Schweiz mit der EU betrachtet, da dieses ein
gesamtheitliches und koordiniertes Vorgehen vorsehe, was unterstitzenswert sei. Die
Personenfreizigigkeit wird von Scienceindustries als lebenswichtig fur die eigenen
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Mitglieder und die Industrie betrachtet. ?

Die Grossunternehmen Cablecom, Sunrise und Orange traten im Frihjahr aus dem
Schweizerischen Telekommunikationsverband Asut aus. Sie begriindeten ihren Schritt
damit, dass ihre Interessen gegenuber jenen des Marktfihrers Swisscom zu kurz kdmen.
Asut-Prasident Fulvio Caccia bedauerte diesen Entscheid und bestatigte, dass dies
Sparmassnahmen innerhalb der Organisation nach sich ziehen werde. Er betonte aber,
dass die Austritte nicht existenzbedrohend seien, da der Verband immer noch rund
430 Mitglieder der Branche vertrete.

Economiesuisse-Prasident Gerold Buhrer (fdp, SH) kindigte im Sommer seinen
Rucktritt von der Spitze des Wirtschaftsdachverbandes an. Als Nachfolger préasentierte
der Vorstand Rudolf Wehrli, Prasident des Chemiekonzerns Clariant und ehemaliger
Président des Pharma- und Chemiebranchenverbandes SGCI (heute Scienceindustries).
Wehrli war der breiteren Offentlichkeit bisher kaum bekannt. Er sei aber in der
Wirtschaft stark vernetzt und gelte als ruhiger Stratege und Analytiker mit
integrierender Personlichkeit. Die Generalversammlung bestatigte ihn am 31. August.
Die Medien kommentierten, dass auf Wehrli schwierige Zeiten zukommen wdirden:
Wegen der Finanzkrise und Bonusexzessen auf gewissen Chefetagen habe der
Dachverband in der Bevolkerung an Glaubwurdigkeit verloren. Ausserdem stiinden
schwierige Dossiers an: Die Zukunft der Personenfreizlgigkeit zwischen Schweiz und
Europaischer Union sowie wichtige Volksinitiativen wie die Abzocker-Initiative, die
Mindestlohn-Initiative und die 1:12-Initiative der Jungsozialisten. "

Der auf griines Wirtschaften ausgerichtete Verband Swisscleantech kiindigte im Mérz
an, sein Wirkungsgebiet auf soziale Themen ausweiten zu wollen: Volksbegehren wie die
Abzockerinitiative, 1:12 oder die Mindestlohninitiative wirden eine gewisse Wut und ein
Misstrauen gegentber der Wirtschaft in der Bevolkerung aufzeigen. Die Unternehmen
mussten darauf eingehen, indem sie vermehrt ihre soziale Verantwortung wahrndhmen
und z.B. fur eine faire Entlohnung auf allen Stufen sorgten. Gleichzeitig sei der Dialog
mit der Blrgerschaft wichtig, um zu erklaren, dass die Schweiz auf das liberale
Wirtschaftsmodell angewiesen sei und dass man die oben genannten Initiativen daher
ablehnen sollte.

Der Verband der Treuhdnder in der Schweiz beschloss im Sommer, die
Dachorganisation freier Berufe (SVFB) zu verlassen. Als Begrindung wurde das
Abstimmungsverhalten von Nationalrat und SVFB-Préasident Pirmin Bischof (cvp, SO)
wahrend den Debatten zur Lex USA angegeben: Bischof habe sich mit seiner
Zustimmung zum Gesetz gegen die fundamentalen Interessen des Verbandes gestellt,
eine Mitgliedschaft sei daher nicht langer tragbar. Auf den Austritt angesprochen,
betonte Bischof, dass im Vorfeld der Ratsdebatten funf verschiedene Stellungnahmen
beim SVFB eingegangen seien: Als Dachverband musse man die Interessen aller
Mitglieder vertreten, was er auch in der kritisierten Abstimmung versucht habe. Dem
SVFB werden mit dem Weggang des Treuhédnderverbands CHF 15 000 an
Mitgliederbeitragen entzogen. ™

Fur grosse Medienaufmerksamkeit sorgten im Marz die Austrittsdrohung des Verbands
der Schweizerischen Uhrenindustrie (FH) aus der Economiesuisse und die damit
einhergehenden Beanstandungen, welche eines der wichtigsten Mitglieder, Swatch-
Group-Chef Nick Hayek am Dachverband &usserte. Sowohl in der Debatte um den
starken Franken von 2011 wie auch bei der Kampagne gegen den Atomausstieg und bei
der Swissness-Diskussion habe sich die Economiesuisse ungeschickt positioniert.
Tatsachlich war dieser letzte Punkt wohl der Hauptgrund flr den angedrohten Austritt:
Der FH war unzufrieden mit der Festlegung des Standerats im vergangenen Winter, dass
Produkte mit dem Label ,Swiss-Made™ nur zu 50% wirklich aus der Schweiz stammen
mussten. Der Verband hatte fur eine Sonderldsung pladiert, die zumindest bei Uhren
eine héhere Schwelle von 60% angesetzt hatte. Als sich das Parlament nach langerem
Hin und Her im Sommer doch noch flir eine generelle Untergrenze von 60% aussprach,
war es allein eine Frage der Zeit, bis der FH seine Drohung zurlickziehen wirde: Nach
der gewonnenen 1:12-Abstimmung und der personellen Reorganisation der
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Economiesuisse erfolgte dieser Schritt im November. ™

2014 wurde ein neuer Verband zur Vertretung der Finanzbranche aus der Taufe
gehoben. Alliancefinance setzt seinen Fokus auf die kleinen und mittleren
Unternehmen, welche im Finanzsektor tatig sind. Diese wulrden laut Vizepréasident
Jacques Bally meist vergessen, wenn es um die Regulierung des Marktes gehe. Die
Interessen von grossen Banken und unabhangigen Vermdogensverwaltern, Treuhandern
usw. stinden sich jedoch oft entgegen, weshalb die Schaffung einer neuen politischen
Kraft gerechtfertigt sei. Besonders die zurzeit herrschende .,Regulierungswut in
Bundesbern™ ist den Mitgliedern des Verbands ein Dorn im Auge.

Die Infrastrukturbranche erhielt Ende 2014 eine neue politische Vertretung. Flnf
Baufirmen  vereinigten sich  im  November in Liestal zum Schweizer
Netzinfrastrukturverband (Sniv). Einstimmig zum Présidenten gewé&hlt wurde Peter
Legler, CEO der Swisscom-Tochter Cablex. Legler betonte, dass sichere,
wettbewerbsfahige und hochverfligbare Infrastrukturen unverzichtbar seien, sowohl fur
die Schweizer Wirtschaft als auch flir die Landesverteidigung. Der Sniv wolle sich
kinftig auf dem politischen Parkett dafur einsetzen. Andere Verbande der Branche, wie
etwa die Vereinigung fur Freileitungs- und Kabelanlagen (VFFK), zeigten sich Uber die
Grindung erstaunt: Man sei nicht im Voraus dazu kontaktiert worden. Sie signalisierten
aber grundsétzliche Kooperationsbereitschaft, sofern das gemeinsame Engagement der
gesamten Infrastruktur-Branche diene. '

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) flhrte zum Streit zwischen
den beiden grossten  Wirtschaftsverbdanden  Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbdnde Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem ,Vorschlag der Wirtschaft® zur Umsetzung
der MEI anstatt fur Kontingente fur eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsatzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschrankt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel ,Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe™. Der SGV zeigte sich darin verargert, dass die vier
Verbénde ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine .Irreflihrung der 6ffentlichen Meinung®. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplatze stellten und der damit die ,Nummer 1% unter den
Wirtschaftsverbédnden sei, unterstitze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kindigung der
Bilateralen ,schwerwiegende negative Folgen™ fur die KMU héatte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbénde die Wirtschaft freiwillig beschréanken wirden. Der
SGV beflrchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt wirde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine ,wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschlage™ unnotig schwachen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbande Mitte
Februar in Lausanne - die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet - konnten sich die beiden Verbédnde neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmitig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalrate Gerold
Buhrer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbande
fuhrten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen klarten.

Ebenfalls zu Beginn des Jahres verdffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Sténderate
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Arger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Geméass dem Rating
gehoren 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalrate der SVP an; im Standerat belegen
vier der funf SVP-Stédnderate die ersten vier Platze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Prasident
Christophe Darbellay und FDP-Prasident Philipp Muller das Rating heftig. Es wirden zu
viele Geschafte bewertet und deren Gewichtung sei unverhéaltnismaéssig, so ihr Fazit. So
wirde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
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Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI fur die
Wirtschaft ,hundertmal wichtiger™ sei, sagte etwa Darbellay. Fur Miller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschafte bewertete, die
unterstitzende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefahrdung
der Bilateralen Vertrage mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nadhe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenfihrerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
Ubernahm in der Folge der SGV die Kampagnenfiuhrung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative - beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Prasident Jean-Francois Rime gegenutber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Koffertrdger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhéangigkeit der Verbénde offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenfihrung bei den jlingsten Abstimmungen dem SGV
Uberliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Fir den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitatsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht.

Die SVP-Nahe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die 6ffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
langer, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter prasidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Prasidium Ubernahm. Nach der politischen
Affare Zuppiger und dessen Rucktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Préasident
konnte mit Jean-Francois Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nahrboden fir Zweifel an der Unabhangigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbande im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
busste der Verband an Glaubwdrdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbanden vertrat, wurde auf
die SVP-Nahe des Verbands zurlckgefuhrt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres fur die FDP in den Nationalrat gewahlt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer - das Parlament des SGV -
seien beide parteipolitisch breit abgestitzt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen birgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenlber der Sonntagszeitung. ”

Viele Gewerbe- und Unternehmerverbande, darunter auch Economiesuisse, lehnten
die Selbstbestimmungsinitiative ab. Economiesuisse argumentierte etwa, dass rund
600 Wirtschaftsabkommen der Schweiz - darunter beispielsweise bilaterale Vertrage
mit der EU oder Freihandelsabkommen - bei einer Annahme der Initiative geféahrdet
seien. Gestort fuhlte man sich ob diesem Argumentarium in der Weltwoche: Glaube
man den Aussagen des Verbandes, so steuere die Schweiz bei einer Annahme der
Initiative auf eine «wirtschaftliche Apokalypse» zu. Auch die SVP kritisierte den
Wirtschaftsverband scharf: Thomas Matter (svp, ZH) warf der Economiesuisse gar vor,
sie wolle die direkte Demokratie abschaffen, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Heinz Karrer, Prasident der Organisation, tat daraufhin die Kritik Matters als Polemik ab.
Die einzige Gefahr fur «unser funktionierendes System», so Karrer ebenfalls im St.
Galler Tagblatt, sei die Initiative selbst.

Dass die Argumente von Economiesuisse «Quatsch» seien, fand aber auch FDP-
Nationalrat Thierry Burkhart (fdp, AG), wie der Sonntags-Blick berichtete.
Economiesuisse verwende stets die gleichen Argumente, wonach die Schweiz auf eine
wirtschaftliche Katastrophe zusteuere, wirde nicht entsprechend abgestimmt. Diese
Rhetorik sei nicht glaubwurdig und verfehle die Wirkung. Dennoch, so Burkhart weiter,
sei es wichtig, dass die Initiative auch von der Wirtschaft bekémpft werde.

Kaum Unterstltzung erhielt die Initiative ferner vom SGV, dessen Delegierte die Nein-
Parole beschlossen. Der Gewerbeverband des Kantons St. Gallen wich freilich ab und
gab die Ja-Parole heraus. ®
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VERBANDSCHRONIK Per 1. November 2018 wurde Markus Béanzinger zum neuzen Direktor der IHK gewahit.

DATUM: 01.11.2018 I . . :

CHRISTIAN GSTEIGER Bénzinger kandidierte 2015 als Nationalrat, ob er 2019 erneut antreten werde, wisse er
aber laut einem Interview im St. Galler Tagblatt noch nicht. Zuvor hatte Kurt Weigelt das
Amt des Direktors inne gehabt. "

1) Maschinenindustrie: Bund, 24.2.93. Vorort: NZZ, 22.4.93; NQ, 6.5. und 13.9.93; TA, 26.8.93. Linke: SP-Pressedienst,
26.1.93. Vgl. auch NZZ, 31.12.93.

2)AZ,LZ,1.3.17

3) LT, NZZ, TA, 29.1.20; NZZ, 31.1., 28.2.20; TA, 29.2.20; NZZ, 4.3.20; SoZ, 8.3.20; CdT, LT, 20.3.20; LT, 2.4.20; LT, 9.4.20; AZ,
NZZ,15.4.20; LT, 17.4.,18.4.20; CdT, LT, 22.4.20; LT, 30.4.20

4) Bund, 21./22.1., 30.3., 4.4.,10.4.,16.4. und 1.10.67; NZZ, 11.4. und 2.10.67.

5) SHZ, 26.7.90; NZZ und TA, 7.9.90; Suisse, 13.9.90

6) BZ,18.5.06; SoZ, 21.5.06; Presse vom 23.5. und 24.5.06 (Kiindigung); SHZ, 24.5.06; BZ, 27.5.06 (Forster); Presse vom 18.11.
und 22.11.06 (Verzicht auf Austritt).

7) SoZ,1.7.07; Bund und NZZ, 28.8.07.

8) NZZ,19.11.10; SGT, 25.11.10, BAZ, 14.12.10.

9) TA, 19.5.11.

10) TA, 7.4.12.

11) Presse vom 4.7.12; BaZ 1.9.12.

12) SO, 17.3.13.

13) Baz, 6.7.13.

14) Bund, 1.3.13; SO, 10.3.13; Presse vom 26.11.13.

15) LT, 4.2.14

16) BZ, 18.10., 28.11.14

17) Medienmitteilung SGV vom 8.01.2015; SGV (2015) KMU-Rating 2011-2014; SoZ, 11.1.15; AZ, TG, 21.1.15; LT, 26.2.15; TA, 18.4.15
18) So-Bli, 19.8.18; WW, 29.9.18; SZ, 16.10.18; SGR, 18.10.18; SGT, 23.10., 27.10.18; WW, 1.11.18

19) APZ, 2.11.18; SGT, 19.11., 20.11.18
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